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…erste drogenpolitische Hoffnungsschimmer

Zwischen Legalisierung und Normalisierung. 
Ausstiegsszenarien aus der repressiven Drogenpolitik

Neumeyer, Jürgen/ Schaich-Walch, Gudrun (Hrsg.)

Nur noch im Antiquariat erhältlich…

Leben mit Drogen. Akzeptierende Drogenarbeit als 

Schadensbegrenzung gegen repressive Drogenpolitik.

https://www.zvab.com/buch-suchen/autor/neumeyer-j%FCrgen-schaich-walch-gudrun/


30 Jahre alte „Historie der 
Legalisierungsdiskussion in Deutschland

Menschenwürde für Junkies

Ab morgen wird sich in der Hamburger Universität alles um 
Menschenwürde in der Drogenpolitik drehen. Unter diesem Motto findet 
dort vom 3. bis zum 6. Juni der 2. Kongreß des Bundesverbands für 
akzeptierende und humane Drogenpolitik, kurz akzept, statt. Der Verband 
hat sich für seine zweite Tagung ein Tabu- Thema auf die Fahnen 
geschrieben. Denn das Leitmotiv des Kongresses lautet: „Ohne 
Legalisierung geht es nicht“. In zahlreichen Seminaren sollen verschiedene 
Modelle diskutiert werden, die weit über die von Hamburg geforderte 
begrenzte Heroinfreigabe hinausreichen. Am Donnerstag werden ab 19 
Uhr Experten über die Frage „Menschenwürde, geht das auch ohne 
Legalisierung?“ streiten. Am Freitag folgt eine Bestandsaufnahme und am 
Samstag ist die Perspektivdiskussion in zahlreichen Arbeitsgruppen 
angesetzt. Das Programm, zu dem viele Experten aus dem Ausland 
anreisen, beginnt jeweils um 9 Uhr, Teilnehmerkosten: 150 Mark, reduziert 
30 Mark.

TAZ vom 2. Juni 1993

Hrsg. v. akzept, Bundesverband für ... mit Buntstift, Göttingen und 
Franfurt/Main Taschenbuch – 1. Januar 1993



Entkriminalisierungsdiskussion am Bespiel Cannabis:
Cannabisdebatte in der Fachöffentlichkeit
• Cannabispolitik in Deutschland. Maßnahmen überprüfen, Ziele erreichen  – DHS, 14.08.2015

• Zur Legalisierungsdebatte des nichtmedizinischen Cannabiskonsums – DGPPN, 7.12.2015

• Cannabis – Deutsche Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin e.V. (DGP) - 2016

• Regulierung statt Repression- AWO, Juni 2016

• Ein „Weiter so“ verbietet sich – Paritätischer Wohlfahrtsverband, 7.4.2017

• Zur Cannabispolitik in Deutschland – GVS/Diakonie, 15.7.2016



Cannabisdebatte im Wissenschaftsdiskurs



Cannabisdebatte im Wissenschafts-/Politikdiskurs
• The argument that cannabis causes schizophrenia is contentious, 

however, as some have observed that sharp increases in global 
cannabis use in recent decades has not increased the incidence of 
schizophrenia.

• The vast majority of people who use cannabis will never develop a 
psychotic disorder.

• Only a small effect size for reduced cognitive functioning in frequent 
or heavy cannabis users.  

• The effects of cannabis use on cognition are reversible.

• The risk of developing cannabis use disorder among users appear to 
vary among studies and countries, but it appears that 1 in 10 or 1 in 
11 is representative; the global epidemiological data based for 
prevalence of cannabis use and cannabis use disorders is surprisingly 
small, and de facto too small to report reliable trends.

40th WHO EXPERT COMMITTEE ON 

DRUG DEPENDENCE

4-7 June 2018 , Geneva, 
Switzerland



Changes in the scope of control of substances: proposed scheduling 
recommendations by the World Health Organization on cannabis and 
cannabis-related substances 

WHO Recommendation:

“To delete cannabis and cannabis resin 

from Schedule IV of the 1961 Convention”

Decision Proposal:

“The Commission should therefore decide

whether or not it wishes to delete cannabis

and cannabis resin from the Schedule IV

of the 1961 Convention.“
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Cannabis zu Freizeitzwecken und
Internationale Drogenkonventionen

 Statement by 

 International Narcotic Control Board INCB

 President Jgji  Pavadia

“We have analysed the various policy approaches from the legal perspective of the 
drug control conventions and noted that approaches such as decriminalization and 
depenalization can be considered to be consistent with the conventions as long as 
certain conditions are met. Contained in the conventions is the principle of 
proportionality, which provides for alternatives to punishment for certain offences. 
In contrast, the legalization of the non-medical and non-scientific supply and use of 
cannabis contravenes the provisions of the conventions.”



Suchtforschung…“neue“ Ansätze

Fortschr Neurol Psychiatr 2022; 90(01/02): 19-29
DOI: 10.1055/a-1363-0223

https://www.frontiersin.org/people/u/1052288
https://www.frontiersin.org/people/u/873419
https://www.frontiersin.org/people/u/13095


Neue Forschung zu Nutzen/ Schädlichkeit von 
psychoaktiven Substanzen

David Nutt et.al. 

Lancet 2010





Diskurs zur Cannabislegalisierung in Österreich



Politik Von Heute Redaktion
07.06.2023, 12:19

SPÖ-Chef Babler will 
jetzt Cannabis 
legalisieren
Of(f)en für eine Drogendebatte in der SPÖ: 
Andreas Babler will Cannabis legalisieren. 
Von ÖVP-Chef Mahrer kommt Kritik. 
Babler gefährde Menschen.

https://www.heute.at/a/heute-redaktion-100086416


Drogenpolitik im Koalitionsvertrag 24.11.2021

„Wir führen die kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene zu Genusszwecken in lizenzierten Geschäften 
ein. Dadurch wird die Qualität kontrolliert, die Weitergabe verunreinigter Substanzen verhindert und der 
Jugendschutz gewährleistet. Das Gesetz evaluieren wir nach vier Jahren auf gesellschaftliche Auswirkungen. 
Modelle zum Drugchecking und Maßnahmen der Schadensminderung ermöglichen und bauen wir aus.“

„Bei der Alkohol- und Nikotinprävention setzen wir auf verstärkte Aufklärung mit besonderem Fokus auf Kinder, 
Jugendliche und schwangere Frauen. Wir verschärfen die Regelungen für Marketing und Sponsoring bei 
Alkohol, Nikotin und Cannabis. Wir messen Regelungen immer wieder an neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und richten daran Maßnahmen zum Gesundheitsschutz aus.“



Bundesdrogenbeauftragter Burkhard Blienert
RND-Interview Bundesregierung Cannabis 20.1.2022

Drogenbeauftragter über geplante Cannabis-Freigabe: „Ein Ritt auf der Rasierklinge“

• Der neue Drogenbeauftragte Burkhard Blienert spricht im RND-Interview über die Schwierigkeiten bei der 

Umsetzung der geplanten Legalisierung.

• Er plädiert dafür, auch in Deutschland im großen Stil Cannabis anzubauen.

• Und er erklärt, wie er sich bei harten Drogen einen Kurswechsel in der Suchtpolitik vorstellt.

Warum wollen Sie eine kontrollierte Abgabe von Cannabis?
Mir ist wichtig, dass wir einen regulierten Zugang zu Cannabis 
in Fachgeschäften für Erwachsene ermöglichen.

https://www.rnd.de/themen/rnd-interview/
https://www.rnd.de/themen/bundesregierung/
https://www.rnd.de/themen/cannabis/


Fachvorschläge zur Cannabislegalisierung



Vorschläge zur Cannabislegalisierung

Cannabis-Konsultationsprozess auf der Zielgeraden

Sucht- und Drogenbeauftragter Blienert: „Wir sind durch unsere Hearings einen guten Schritt weiter gekommen“

Das am 30.6. im Berliner Allianzforum stattgefundene internationale Experten-Hearing bildete den Abschluss des

Cannabis-Konsultationsprozesses des Beauftragten für Sucht- und Drogenfragen Burkhard Blienert. 

Als Vorbereitung auf das kommende Gesetzgebungsverfahren zur kontrollierten Cannabisabgabe an 

Erwachsene zu Genusszwecken trafen sich zuvor bereits in vier digitalen Veranstaltungen mehr als 200 der 

führenden Expertinnen und Experten aus Suchtmedizin, Suchthilfe, Rechtswissenschaften, Wirtschaft und 

Verbänden sowie Vertreterinnen und Vertreter von Ländern, Kommunen, Bundesministerien und Bundesbehörden.



Kleine Anfrage der CDU/CSU Fraktion im Dt.BT
„Verstößt die 

Cannabislegalisierung gegen 

EU-Recht? Ampelregierung prüft 

immer noch“

SPD, Grüne und FDP haben sich in ihrem 

Koalitionsvertrag darauf geeinigt, Cannabis zu legalisieren. 

Offenbar gibt es aber erhebliche Rechtshürden. Das geht 

aus der Antwort der Regierung auf eine Anfrage der 

Unionsfraktion hervor, Sie liegt dem RND exklusiv vor.

Tim Szent-Ivanyi, 18.08.2022



Luxembourg leads the charge for a new European drug policy

Ministerkonsultation zur rechtlichen Regelung von Cannabis 
für nicht-medizinische, nicht-wissenschaftliche Zwecke 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Großherzogtum Luxemburg, der Republik Malta und dem 
Königreich der Niederlande am 15. Juli 2022. Das Treffen 
wurde vom Großherzogtum Luxemburg, vertreten durch die 
stellvertretende Premierministerin und Gesundheitsministerin, 
Frau Tanson, Justizministerin, und Herrn Ewert, Außenminister, 
organisiert. Das Treffen bot eine ausgezeichnete Gelegenheit, 
jeder Delegation zuzuhören und die jeweiligen legislativen und 
politischen Projekte besser zu verstehen. Die EBDD wurde 
eingeladen, das Treffen mit einer Präsentation "Setting the 
Scene" über die Cannabissituation und die Cannabispolitik der 
EU zu eröffnen und einen Überblick über die "Chancen und 
Herausforderungen innovativer Überwachung und 
Evaluierung" zu geben. 



Wie ist die europarechtliche Einordnung?



Ministerielle Konsultationen in Malta zur 
Regulierung von Cannabis

In Malta trafen sich am 22. September 
2023 auf Einladung der dortigen 
Regierung Vertreterinnen und Vertreter 
mehrerer europäischer Staaten, die für 
eine moderne und 
gesundheitsorientierte Cannabispolitik 
eintreten (Malta, Luxembourg, 
Deutschland, Niederlande, Tschechien). 
Auf der Agenda stand insbesondere ein 
Austausch über die jeweiligen nationalen 
Entwicklungen und Herangehensweisen.



…es bewegt sich was
Junge Union Niedersachsen sprach sich 
auf dem 57. Niedersachsentag am 25. 
September 2023 in Vechta für die 
kontrollierte Abgabe von Cannabis aus. 
Die Landesvorsitzende Karoline Czychon 
- als JU-Spitzenkandidatin für die 
Europawahl im Juni 2024 nominiert – 
dazu:

„Wir bewerten nicht ideologiegetrieben 
und von einem Grundsatz ausgehend 
alle Themen. Wir sind offen und 
vielfältig!“
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Drogenpolitik: Eckpunkte zur Cannabis-Legalisierung vorgelegt

Kauf und Besitz von 20 Gramm Cannabis 
sollen für Erwachsene künftig straffrei 
sein. Das geht laut einem Bericht aus 
einem Papier der Bundesregierung 
hervor.

Finanzminister Christian Lindner (FDP) hatte im 
September eine Cannabis-Legalisierung für 
kommendes Jahr in Aussicht gestellt. Allerdings hatte 
der Bundesdrogenbeauftragte Burkhard Blienert 
noch im Juli gesagt, es sei eher unwahrscheinlich, 
dass das Gesetz zur Cannabis-Legalisierung vor 2024 
in Kraft trete. Die Ampel-Koalition werde Ende dieses 
Jahres oder Anfang kommenden Jahres einen 
Entwurf dafür vorlegen.

Ein Mann zündet bei der Auftaktkundgebung einer Demonstration für eine zügige Legalisierung von 

Cannabis am Brandenburger Tor einen Joint mit medizinischem Cannabis an.

© Christoph Soeder/​dpa

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2022-09/cannabis-legalisierung-eu-recht-ampel-koalition


Verharmlosung von Risiken
Bayerns Gesundheitsminister Holetschek: Scholz soll Cannabis-
Legalisierungspläne stoppen       RND 19.10.2022

Die Ampelkoalition will Cannabis legalisieren und 
hat dazu ein Eckpunktepapier erarbeitet, das dem 
RedaktionsNetzwerk Deutschland (RND) vorliegt. 
Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek 
befürchtet eine Verharmlosung der Risiken.

„Damit droht - unabhängig von den bislang nicht 
bestätigten Einzelheiten - eine weitere 
Verharmlosung der Risiken durch diese Droge.“ 
Zudem sei Lauterbachs Einsatz „für diesen Irrweg“ 
angesichts der wirklich drängenden Probleme in der 
Gesundheits- und Pflegepolitik reine Energie- und 
Ressourcenverschwendung.

Bayerns Gesundheitsminister Klaus 
Holetschek (CSU) 



Die Ideologiedebatte geht weiter…
Holetschek: "Kein Drogentourismus nach Deutschland"

Konkret geht es um die Aussagen des Ministers in der "Augsburger 
Allgemeinen" vom 26.10.2022. Dort äußert er seine Meinung über die 
Legalisierung von THC-haltigem Cannabis in Deutschland: "Die 
Legalisierungspläne der Bundesregierung stellen nicht nur für Deutschland, 
sondern für ganz Europa ein gefährliches Signal dar", sagte Holetschek. Es sei zu 
"befürchten", dass dies auch Cannabis-Fans aus anderen europäischen 
Ländern anlocke. Die Bundesregierung müsse daher sicherstellen, "dass 
keine Anreize für einen Drogentourismus nach Deutschland geschaffen 
werden", forderte der CSU-Minister.

 

MERZ WETTERT GEGEN LAUTERBACHS 
CANNABIS-PLÄNE 

„Was hat der Mann geraucht?“ 

 
Friedrich Merz (66) 
Foto: SvenSimon 

 

30.10.2022 - 11:13 Uhr 

 

Frontalangriff auf Gesundheitsminister Karl Lauterbach (59, SPD)! Sowohl CDU-
Chef Friedrich Merz (66) als auch CSU-Chef Markus Söder (55) ließen während 
des Augsburger CSU-Parteitags keine Gelegenheit aus, gegen den 
Gesundheitsminister und dessen Cannabis-Legalisierungspläne zu poltern. 
Oppositionschef Merz keilte bei seiner Rede: „Erst konnten Karl 
Lauterbach die Corona-Einschränkungen gar nicht streng genug sein, 
jetzt möchte er Rauschmittel in großem Umfang legalisieren. Ich frage 

Tourismusziel München: Beim Oktoberfest wird Alkohol, der auch zu den Drogen 
zählt, in Massen konsumiert. bild: dpa / felix hörhager

https://www.augsburger-allgemeine.de/ampel-plaene-fuehrt-die-cannabis-legalisierung-zu-drogentourismus-nach-deutschland-id64362431.html
https://www.augsburger-allgemeine.de/ampel-plaene-fuehrt-die-cannabis-legalisierung-zu-drogentourismus-nach-deutschland-id64362431.html
https://www.watson.de/Meinung/


Wie ist die europarechtliche Einordnung?



2 Säulenmodell im April 2023

Gesetzentwurf zur Legalisierung Lauterbach 

stellt Cannabispläne vor

Stand: 12.04.2023 08:23 Uhr

Gesundheitsminister Lauterbach stellt heute die Pläne für die 
Cannabislegalisierung vor. Schon vorab hatten Medien über 
verschiedene Eckpunkte berichtet. Demnach soll die 
Legalisierung weniger umfangreich sein als bislang geplant.

Maximal drei Pflanzen auf dem Fensterbrett, höchstens 25 
Gramm für den Eigenbedarf und Vereine zum 
gemeinschaftlichen Anbau von Gras - so könnte der erste 
Schritt der von der Ampel angestrebten Cannabislegalisierung 
in Deutschland aussehen.

Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) und 
Agrarminister Cem Özdemir (Grüne) wollen heute Vormittag in 
Berlin überarbeitete Pläne vorstellen. "Die Legalisierung von 
Cannabis: sie kommt doch", schrieb Lauterbach vorab bei 
Twitter.



Eckpunkte zum 2-Säulen-Modell vom 12.4.2023
Bundesjustizminister Marco Buschmann ergänzt: „Der 
bisherige restriktive Umgang in Deutschland mit Cannabis ist 
gescheitert. Das Verbot von Cannabis kriminalisiert unzählige 
Menschen, drängt sie in kriminelle Strukturen und bindet 
immense Ressourcen bei den Strafverfolgungsbehörden. Es ist 
Zeit für einen neuen Ansatz, der mehr Eigenverantwortung 
zulässt, den Schwarzmarkt zurückdrängt und Polizei und 
Staatsanwaltschaften entlastet. Wir trauen den Menschen 
mehr zu-  ohne dabei die Gefahren, die vom Cannabiskonsum 
ausgehen können zu verharmlosen.“

Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir sagt: „Der 
Konsum von Cannabis ist eine gesellschaftliche Realität. Eine 
jahrzehntelange Verbotspolitik hat davor die Augen 
verschlossen und damit vor allem Probleme verursacht: 
zulasten unserer Kinder und Jugendlichen, der Gesundheit von 
Konsumierenden und der Strafverfolgungsbehörden. Nun 
schaffen wir eine stimmige und pragmatische Cannabis-Politik 
aus einem Guss, vom Anbau bis zum Konsum.

Cannabis ist ein weit verbreitetes Genussmittel. Es wird in Deutschland oft 
illegal angeboten und genutzt. Damit gefährdet es häufig die Gesundheit. 
Besonders Jugendliche sind durch Cannabis in ihrer sozialen und kognitiven 
Entwicklung beeinträchtigt. Trotzdem konsumieren immer mehr Jugendliche 
die Droge. Die Schwarzmarktware ist häufig verunreinigt und schafft 
zusätzliche Gesundheitsgefahren. Das können wir nicht länger hinnehmen. 
Deswegen wagen wir die kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene in 
klaren Grenzen und drängen den Schwarzmarkt zurück, flankiert durch 
Präventionsmaßnahmen für Jugendliche. Der Gesundheitsschutz steht dabei 
im Vordergrund. Die bisherige Cannabis-Politik ist gescheitert. Jetzt müssen 
wir neue Wege gehen.

Bundesgesundheitsminister Prof. Karl Lauterbach 



Die Reaktionen
14.04.2023Bundesregierung präsentiert 2-Säulen-
Modell zur Cannabis-Legalisierung

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG), das 
Bundesministerium der Justiz (BMJ) und das 
Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) haben in einer gemeinsamen 
Pressemitteilung die Pläne zur geplanten Cannabis-
Legalisierung vorgestellt. Einem 2-Säulen-Modell 
folgend, sollen der private Eigenanbau und die – in 
Modellregionen – kontrollierte kommerzielle Abgabe 
in Fachgeschäften gesetzlich geregelt werden. „Die 
bisherige Cannabis-Politik ist gescheitert. Jetzt 
müssen wir neue Wege gehen“, wird 
Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach in der 
Meldung zitiert.



Das Gesetz wird kommen!

Legalisierung des Eigenanbaus von Cannabis ist das 
Herzstück
Wir überwinden die Prohibition von Cannabis und 
stärken den Jugend- und Gesundheitsschutz. Dafür 
haben wir Grüne seit Jahren gekämpft! Wir holen 
Millionen Konsumierende aus der Kriminalisierung und 
machen den Weg frei für legale Alternativen.
Durch gefährliche Streckmittel wie Blei oder zugesetzte 
synthetische Cannabinoide auf Cannabis vom 
Schwarzmarkt wurden die Risiken des Konsums nur 
verschärft. Jetzt stärken wir den Gesundheitsschutz.
Der Eigenanbau ist das Herzstück der Reform. Mit dem 
Eigenanbau kann sichergestellt werden, dass Cannabis 
keine gefährlichen Streckmittel enthält. Durch die 
Legalisierung des gemeinschaftliches Eigenanbaus in 
Cannabis Clubs wird sichergestellt, dass nicht jede und 
jeder selbst das Hobbygärtnern lernen muss. Dabei 
kann durch eine strikte Altersgrenze ab 18 und Regeln 
zu Kennzeichnung, Verpackung und Aufbewahrung der 
Jugendschutz viel besser umgesetzt werden als bisher.

Das vorliegende Eckpunktepapier ist 
ein großer Schritt in Richtung einer 
echten Legalisierung. Der Entwurf 
schafft endlich eine Grundlage für 
straffreien und 
eigenverantwortlichen Zugang zu 
Cannabis-Produkten für Erwachsene. 
Die Erlaubnis von Cannabis-Clubs und 
der Eigenanbau für Erwachsene zum 
Eigenbedarf können nur ein erster 
Schritt sein.

https://kappertgonther.de/2023/04/legalisierung-des-eigenanbaus-von-cannabis-ist-das-herzstueck/
https://kappertgonther.de/2023/04/legalisierung-des-eigenanbaus-von-cannabis-ist-das-herzstueck/


Times they are changing…



Gesetzentwurf(Kabinett) vom 16. August2023
Privater & gemeinschaftlicher, nicht-

gewinnorientierter Eigenanbau

• Nicht-gewinnorientierte Vereinigungen dürfen unter 

engen, klar definierten gesetzlichen 

Rahmenbedingungen gemeinschaftlich Cannabis zu 

Genusszwecken anbauen und an Mitglieder für den 

Eigenkonsum abgeben. Die Mitglieder sollen möglichst 

aktiv in der Vereinigung mitwirken. Eine Mitwirkung von 

Mitarbeitenden der Vereinigungen beim Anbau ist 

zulässig, eine Beauftragung Dritter mit dem Anbau wird 

hingegen ausgeschlossen.

• Die Rahmenbedingungen für den Umgang werden in 

einem gesonderten Gesetz geregelt.

• Neben dem geernteten Genusscannabis dürfen an die 

Mitglieder auch von der Vereinigung erzeugte Samen 

und Stecklinge für den Eigenanbau abgegeben werden. 

Es wird geprüft, ob und wie Saatgut und/oder Stecklinge 

für den privaten Eigenanbau zu Selbstkosten über die 

Vereinigungen bezogen werden dürfen, ohne dass die 

Mitgliedschaft in einer Vereinigung dafür Voraussetzung 

ist.

• Zulassung und Überwachung erfolgen durch 

Landesbehörden u.a. in Bezug auf die Einhaltung der 

Mengen-, Qualitäts- und Jugendschutzvorgaben und mit 

Stichproben und Besuchen vor Ort. Personenbezogene 

Daten, die im Zusammenhang mit der Abgabe von 

Genusscannabis, Samen und Stecklingen an Mitglieder 

von den Vereinigungen erhoben wurden, dürfen nicht an 

unbefugte Dritte weitergegeben oder zu anderen 

Zwecken verwendet werden. Eine Mitgliedschaft in 

mehreren Vereinigungen ist untersagt.



Gesetzententwurf (Kabinett) vom 16.August 2023
• Mitgliedsbeiträge decken die Selbstkosten, gestaffelt 

nach Abgabemenge (ggf. mit Grundpauschale und 

zusätzlicher Betrag je abgegebenem Gramm).

• Die Anzahl der Mitglieder je Vereinigung wird auf max. 

500 begrenzt mit einem Mindestalter von 18 Jahren und 

Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland. 

Die Anzahl der Vereinigungen kann nach 

Bevölkerungsdichte begrenzt werden.

• Die Abgabe des geernteten Cannabis (Blüten) ist 

ausschließlich an Mitglieder erlaubt; keine Weitergabe 

an Dritte; max. 25g Cannabis pro Tag, max. 50g pro 

Monat, max. 7 Samen oder 5 Stecklinge pro Monat. Die 

Abgabe an Heranwachsende unter 21 Jahren ist begrenzt 

auf eine Menge von 30g pro Monat, zusätzlich mit einer 

Begrenzung des zulässigen THC-Gehalts (Grenze noch zu 

klären). Dies sollte sich in der Sortenauswahl 

widerspiegeln.

• Straffreier Besitz (Mitführen in der Öffentlichkeit) ist 

möglich zum Eigenkonsum bis 25g; es gelten 

Strafvorschriften für darüber hinaus gehenden Besitz, für 

Handel und Abgabe an Nicht-Mitglieder sowie Kinder 

und Jugendliche sowie für die Abgabe von nicht in den 

Vereinigungen selbst angebautem Cannabis.

• Die Grenzwerte im Straßen-, Schiffs- und Luftverkehr 

werden unter Einbeziehung der einschlägigen 

Fachgremien überprüft. Regelungen über die Zulässigkeit 

von Fahrten unter Einfluss von Cannabis orientieren sich 

dabei ausschließlich an den Erfordernissen der 

Verkehrssicherheit.

• Der straffreie private Eigenanbau umfasst max. 3 

weibliche blühende Pflanzen und ist vor dem Zugriff 

durch Kinder und Jugendliche zu schützen.



Cannabis als Medizin – nicht mehr im 
Betäubungsmittelgesetz! (Medizinal-Cannabisgesetz – MedCanG).

Drucksache 20/8704

Gesetz zur Versorgung mit Cannabis zu 
medizinischen und medizinisch-
wissenschaftlichen Zwecken (Medizinal-Cann 
abisgesetz – MedCanG) 

Mit dem Cannabisgesetz (CanG) werden unter 
anderem Cannabis zu medizinischen Zwecken und 
Cannabis zu medizinisch-wissenschaftlichen Zwecken 
im Sinne des § 2 Nummer 1 und 4 dieses Gesetzes aus 
dem Anwendungsbereich des BtMG 
herausgenommen. Auf Grund einer neuen 
Risikobewertung entfällt damit die Eigenschaft als 
Betäubungsmittel. (S.137 ff.)

Es bleibt bei der Verschreibungspflicht und dass nur 

Apotheken Medizinalcannabis abgeben dürfen. Die 

Verordnung erfolgt aber künftig auf einem normalen und 

nicht auf einem BtM-Rezept. Grundsätzlich macht der 

Verkehr mit Cannabis zu medizinischen Zwecken (bis auf 

wenige Ausnahmen) höchstens 5 Prozent des gesamten 

Betäubungsmittelverkehrs in einer Apotheke aus.



„Prävention“ als vorauseilendes „Wir kümmern uns 
um Jugendschutz“? 

Haushaltsentwurf des Bundesministerium für 
Gesundheit vom 18.08.2023  (Drucksache 20/7800)

Aufklärungsmaßnahmen auf dem Gebiet des Drogen- und 

Suchtmittelmissbrauchs

2023                      2024

13,2 Mio.EUR       9,2 Mio.EUR  (Minus 30%)

▪ Für die Cannabisprävention werden aus diesem Titel 

Mittel in Höhe von 1 000 T€ bereitgestellt.

▪ Aus dem Titel sind auch begleitende Maßnahmen im 

Rahmen der geplanten Cannabislegalisierung zu 

finanzieren.

▪ Insbesondere Aufklärungsmaßnahmen zum 

Missbrauch von Methamphetaminen ("Crystal Meth") 

sollen finanziell gestärkt werden. (???)



Gesetzentwurf: zu bürokratisch?

▪ Die bürokratischen Hürden für die Cannabis Clubs dürfen nicht zu 

hoch sein. Es muss praktikabel bleiben, um das Ziel zu erreichen, 

legale Alternativen zum Schwarzmarkt zu schaffen, um Jugend- 

und Gesundheitsschutz besser durchzusetzen", sagte die für das 

Thema in der grünen Bundestagsfraktion zuständige 

Gesundheitpolitkerin Kiristen Kappert-Gonther.

▪ Auch die Sucht- und drogenpolitische Sprecherin der FDP-

Bundestagsfraktion, Kristine Lütke, kritisierte gegenüber LTO den 

Entwurf: "Cannabis Clubs dürfen nicht einer Überregulierung zum 

Opfer fallen. Die Clubs müssen keinem Hochsicherheitstrakt im 

Gefängnis gleichen, das steht in keinem Verhältnis. Auch eine 

überbordende Dokumentationspflicht erweist dem Jugend- und 

Gesundheitsschutz einen Bärendienst und muss dringend 

verhindert werden." 

▪ Lauterbachs Parteifreundin, die SPD-Rechtspolitkerin Carmen 

Wegge, zeigte sich unterdessen für Änderungen am 

Gesetzentwurf offen: "Gerade wir als Sozialdemokraten haben die 

Einrichtung von Vereinen mit sozialem Charakter zur Abgabe von 

Cannabis als zentralen Bestandteil der Legalisierung immer 

heraus gestellt. Über die Details werden wir beraten, sobald der 

Entwurf aus den Ressorts final abgestimmt ist und uns offiziell 

vorliegt", so die Abgeordnete zu LTO



…mal sehen… Merz würde Ampel-Gesetze kippen – Nein zu 
Cannabis, Ja zur Kernkraft  28.8.2023



Der Gesetzentwurf kommt (zunächst) in den 
Bundesrat am 29. September 2023

„So fordert er unter anderem, die Kontroll- und 
Vollzugsaufgaben für die Länder so zu regeln, dass sie keinen 
zusätzlichen Personal- und Finanzbedarf erzeugen. Der 
Bundesrat verlangt Maßnahmen der 
Verkehrsunfallprävention, die Festlegung von Standards für 
die Sicherung von Anbaueinrichtungen und gesetzlich 
vorgeschriebene Mindeststandards für die Erstellung von 
Gesundheits- und Jugendschutzkonzepten. Ausschank, Abgabe 
und Konsum alkoholischer Getränke soll in 
Anbauvereinigungen untersagt werden. Außerdem sollen nach 
dem Willen der Länderkammer im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren die jugendschutzrelevanten 
Regelungen auf ihre Praxistauglichkeit und Umsetzbarkeit 
überprüft werden. In der Fassung des von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurfs sei ein 
strukturelles Vollzugsdefizit zu erwarten. Zudem mahnt der 
Bundesrat die Schließung von Strafbarkeitslücken an.“

Von Thomas Bremer

Berlin. Die Bundesregierung weist die wichtigsten Kritikpunkte der 

Länder am Cannabisgesetz zurück. Am 12.10. veröffentlichte der 

Pressedienst des Bundestages die entsprechende „Gegenäußerung“.

In Sachen Vollzugsaufwand bestreitet die Regierung eine etwaige 
Überforderung der Länder. Im ersten Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes, 
heißt es, sei bundesweit schätzungsweise erst mit 1.000 Anbauvereinigungen 
zu rechnen. Danach kämen pro anno voraussichtlich jeweils 500 
Anbauvereinigungen hinzu, sodass „die geschätzte Gesamtanzahl von rund 
3.000 Anbauvereinigungen voraussichtlich erst nach fünf Jahren erreicht 
wird“. Damit hätten nach Ansicht der Regierung die Länder Zeit genug, ihre 
Personal- und Sachmittelkapazitäten zur Überwachung der Anbauvereine 
sukzessive anzupassen.Davon abgesehen, verringerten sich durch 
Entkriminalisierung des Haschischkonsums die Kosten der Strafverfolgung bei 
Polizei und Gerichten in Millionenhöhe.

https://verbraucherschutzforum.berlin/author/xposter/
https://www.aerztezeitung.de/Politik/Cannabis-Legalisierung-Bundesrat-sorgt-sich-um-Jugendschutz-443324.html
https://www.aerztezeitung.de/Politik/Cannabis-Legalisierung-Bundesrat-sorgt-sich-um-Jugendschutz-443324.html
https://www.aerztezeitung.de/Politik/Cannabis-Legalisierung-Bundesrat-sorgt-sich-um-Jugendschutz-443324.html


Drogenbeauftragter zum CanGe
ZEIT ONLINE: Cannabis soll jetzt legalisiert werden, und dabei wird die straffreie 

Besitzmenge aber auf 25 Gramm pro Person begrenzt. Ist das nicht ein 

Widerspruch?

Blienert: Bei Cannabis geht es mir nicht primär um die Freiheit, etwas zu tun, 

sondern um besseren Gesundheitsschutz und weniger Kriminalisierung mit all ihren 

sozialen Folgen.

ZEIT ONLINE: Nun gibt es bei Grünen und FDP Widerstand gegen diese Obergrenze, 

auch gegen die 200-Meter-Bannzone um Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen 

für das Konsumieren, gegen die Wirkstoffgrenze für Heranwachsende. Das sind 

alles im Alltag sehr schwer kontrollierbare Regeln – verteidigen Sie diese Grenzen 

noch?

Blienert: Die Obergrenze für den Besitz soll unter anderem den Schwarzhandel 

verhindern. Das sollte gerade in der Öffentlichkeit gelten, aus gutem Grund. Was 

die Parlamentarier sagen, ist aber zutreffend: Ich darf zu Hause drei 

Cannabispflanzen haben. Wenn ich diese aber abernte, komme ich unter 

Umständen auf mehr als 25 Gramm und wäre damit strafbar. Ich gehe davon aus, 

dass der Bundestag das nochmals in den Blick nehmen und dabei den Gesundheits- 

und Jugendschutz und die Umsetzbarkeit im Fokus haben wird. Im häuslichen 

Bereich muss aus meiner Sicht aber immer gesichert sein, dass die Ernte vor 

Minderjährigen geschützt gelagert wird.

ZEIT ONLINE: Und die 200 Meter Abstand?

Blienert: Auch hier wird der Bundestag vermutlich noch mal genau hinschauen und 

die unterschiedlichen Aspekte gewichten, darunter auch die Einwände der Polizei. 

Was soll gelten, wenn sich in Großstädten wie Berlin hinter der Brandmauer im 

Nachbarhof eines Wohnhauses eine Kita befindet, aber keinerlei Sichtkontakt 

besteht? Was, wenn die Eingänge zu den Hinterhöfen weit auseinander liegen, Kita 

und Abgabestelle trotz Trennung durch eine dicke Mauer aber nicht? Dabei ist der 

Grundgedanke ja absolut richtig, dass im Sichtbereich etwa von Kitas und 

Spielplätzen nicht konsumiert werden soll.

"Länder sollten ihren Widerstand 

gegen die Modellregionen aufgeben"



Der Gesetzentwurf kommt ins Parlament…
Umstrittenes Vorhaben der Ampel-Koalition

Neuer Fahrplan für Cannabis-Gesetz – und eine Warnung aus 

München

Eigentlich wollte die Ampel-Koalition ihr Gesetz zur Cannabis-

Legalisierung am  13.10. erstmals vom Bundestag beraten 

lassen – dies soll nun erst  am 18.10. passieren. Aus Bayern 

kommt ein eindringlicher Appell.

In einem auf der Plattform X, vormals Twitter, übertragenen Video 

begründeten die für das Thema in der SPD-Fraktion zuständigen 

Abgeordneten Carmen Wegge und Dirk Heidenblut dies mit der 

„weltpolitischen Lage“. Man wolle sich diese Woche solidarisch 

zeigen mit Israel und keine Debatten im Parlament führen, die 

„möglicherweise zu einem Kampf zwischen der CDU und uns 

genutzt wird“, so Wegge.

Die Grünen-Gesundheitspolitikerin Dr. Kirsten Kappert-Gonther umriss 

am 11.10. via Plattform X den „neuen Cannabis-Zeitplan : Eine Anhörung 

des Gesetzes im Gesundheitsausschuss ist für den 6. November 

anberaumt – die abschließende Beratung im Parlament für den 16. 

November. Damit könne das Gesetz zum 1. Januar 2024 in Kraft treten, 

schreibt Kappert-Gonther. 



Erste Lesung des CanGe im Bundestag
Erste Lesung

Umstrittenes Cannabis-Gesetz kommt 

diese Woche in den Bundestag

Am Mittwoch befasst sich der 

Bundestag mit den Ampel-Plänen 

zur Legalisierung von Cannabis. 

Kinder- und Jugendärzte warnen im 

Vorfeld erneut: Das Vorhaben sei 

mit erheblichen Risiken verbunden.

                                      16.10.2023

Cannabislegalisierung

Kiffen, aber sicher

Das Cannabisgesetz nimmt seine erste 

Hürde im Bundestag. 

Gesundheitsminister Lauterbach will 

eine zivilisierte Debatte. Laut wird es 

trotzdem.

Von Milena Hassenkamp

                                      19.10.2023

https://www.spiegel.de/impressum/autor-44245713-0001-0003-0000-000000026460


Erste Lesung des CanGe im Bundestag
Der Bundestag hat am Mittwoch, 18. Oktober 2023, 
erstmals einen Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zum kontrollierten Umgang mit Cannabis und zur 
Änderung weiterer Vorschriften (20/8704, 20/8763) 
beraten. Nach der Debatte im Plenum überwiesen 
die Abgeordneten die Initiative gemeinsam mit 
einem CDU/CSU-Antrag mit dem Titel 
„Cannabislegalisierung stoppen, Gesundheitsschutz 
verbessern – Aufklärung, Prävention und Forschung 
stärken“ (20/8735) und einem AfD-Antrag mit dem 
Titel „Die Legalisierung von Cannabis zu 
Genusszwecken aufgeben und eine wissenschaftliche 
Nutzenbewertung von Medizinalcannabis analog zum 
Arzneimittelrecht einleiten“ (20/8869) in die 
Ausschüsse. Die Federführung bei den weiteren 
Beratungen übernimmt der Gesundheitsausschuss.

Die bisher illegale Droge Cannabis soll unter bestimmten 
Bedingungen für den privaten Konsum legalisiert werden. 

- Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht den legalen 
Besitz und Konsum von Cannabis für Erwachsene vor. 

- Ermöglicht werden sollen der private Eigenanbau, der 
gemeinschaftliche nichtgewerbliche Eigenanbau und die 
kontrollierte Weitergabe von Cannabis durch 
Anbauvereinigungen, für einen verantwortungsvoller Umgang 
mit Cannabis.

Der Entwurf zielt darauf ab, zu einem verbesserten 
Gesundheitsschutz beizutragen, Aufklärung und Prävention zu 
stärken, den illegalen Markt für Cannabis einzudämmen sowie 
den Kinder- und Jugendschutz zu verbessern. 

- Die aktuelle Entwicklung zeige, dass der Konsum von 
Cannabis trotz der bestehenden Verbotsregelungen weiter 
ansteige.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/087/2008704.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/087/2008763.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/087/2008735.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/088/2008869.pdf


Einwände von CDU/CSU und AfD
Die Unionsfraktion fordert, die geplante Cannabislegalisierung zu 
stoppen und die Bevölkerung über die Risiken der Droge 
aufzuklären. 

- Insbesondere junge Menschen bis 25 Jahre seien durch den 
Konsum von Cannabis gefährdet, da bei ihnen die Entwicklung des 
Gehirns noch nicht abgeschlossen ist. 

- Die klinische Forschung belege ungünstige Einflüsse intensiven 
Cannabiskonsums auf Gedächtnis-, Lern- und Erinnerungsleistungen, 
Aufmerksamkeit, Problemlösen, Denkleistung und Intelligenz. - Bei 
vulnerablen Personen bestehe ferner ein dosisabhängiger 
Zusammenhang mit depressiven Störungen, Suizidalität, bipolaren 
Störungen, Angsterkrankungen sowie zusätzlichem Missbrauch von 
Alkohol und illegalen Drogen. - Eine Legalisierung von privatem 
Anbau, Besitz und Konsum für alle Erwachsenen werde zu einer 
Ausweitung des Cannabiskonsums führen. Auch eine Entlastung der 
Justiz oder ein Zurückdrängen des Schwarzmarktes werde mit dem 
Gesetz nicht erreicht. Zu erwarten sei ein immenser Vollzugs- und 
Überwachungsaufwand. Vorgaben für den privaten Eigenanbau 
oder die Einhaltung von Konsumverbotszonen dürften kaum 
kontrollierbar sein.

Die geplante Legalisierung von Cannabis zu Genusszwecken sollte 
nach Ansicht der AfD-Fraktion aufgegeben werden. Zugleich sollte 
für das Medizinalcannabis eine wissenschaftliche Nutzenbewertung 
eingeleitet werden.

- Bei der geplanten Legalisierung von Cannabis werde die Gefahr, 
die für Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahren ausgehe, 
unterschätzt.

- Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag, die Pläne zur 
Legalisierung von Cannabis zu Genusszwecken vollständig 
aufzugeben.

- Insbesondere bei regelmäßigem Cannabiskonsum in der Jugend 
bestehe das Risiko einer Beeinträchtigung der kognitiven 
Fähigkeiten bis hin zu einem erhöhten Risiko für Depressionen oder 
Suizidgedanken.

- Medizinalcannabis genieße in der Bevölkerung einen guten Ruf, es 
sei aber kein Wundermittel. Ein Verfahren nach dem 
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG) würde das 
Medizinalcannabis entmystifizieren, indem es ergebnisoffen Nutzen 
sowie Risiken objektiviere und den Erstattungspreis senke.



Anhörung im BT am 6.11.2023
Stellungnahmen

•Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK)

•Branchenverband der Cannabiswirtschaft e. V.
•Prof. Dr. Mustafa Temmuz Oğlakcıoğlu

•Berufsverband der Kinder- und Jugendärztinnen

•Deutscher Anwaltsverein

•Deutsches Krebsforschungsforum

•Neue Richtervereinigung

•Bundesverband der Arzneimittel-Hersteller e. V.

•Akzept e. V.

•Dr. Bernd Werse

•Bundesärztekammer

•Schildower Kreis

•Verband der Cannabis Versorgenden Apotheken e. V.

•Arbeitsgemeinschaft Cannabis als Medizin e. V.

•Bundesverband der Pharmazeutischen Industrie e. V.

•Grüne Hilfe Netzwerk e. V.

•Deutscher Richterbund

•Bund Deutscher Cannabis-Patienten e. V.

•Dr. Jakob Manthey

•Deutsche Gesellschaft für Suchtmedizin

•Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugendschutz

•PHAGRO - Bundesverband des pharmazeutischen Großhandels e. V.

•GKV-Spitzenverband

•Dr. Constantin von der Groeben

•Deutsche Polizeigewerkschaft

•Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen e. V.

•Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie

•Bundesverband pharmazeutischer Cannabinoidunternehmen e. V.

•Gemeinsame Stellungnahme dgkjp, bagkjpp,dgkj, bkjpp

•Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin e. V.

•Gewerkschaft der Polizei - Bundesvorstand

•Bundesvereinigung Deutscher Apothekenverbände e. V.

•Dachverband Deutscher Cannabis Social Clubs

•Deutscher Hanfverband

•Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

https://www.bundestag.de/resource/blob/973274/5690fbef03051ed711a7962e002267e6/20_14_0154-1-_Bundespsychotherapeutenkammer-BPtK-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/973272/ea398727569f395013617eed4e4c0519/20_14_0154-2-_Branchenverband-der-Cannabiswirtschaft-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/973276/1ce774eafb864a1ff48aa39bbd4aedb6/20_14_0154-3-_Prof-Dr-Mustafa-Temmuz-O%C4%9Flakc%C4%B1o%C4%9Flu_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/973906/2a1b22589943b8c4aa18a6a9d32cc7de/20_14_0154-4-_Berufsverband-der-Kinder-und-Jugendaerztinnen_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/973904/b752cae0271d040eecd11b6ddb611157/20_14_0154-5-_Deutscher-Anwaltsverein_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974204/34bfc07c278a0fd5adbbdb7032463756/20_14_0154-6-_Deutsches-Krebsforschungszentrum_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974202/d254999e001ded594d750a95e2786d04/20_14_0154-7-_Neue-Richtervereinigung_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974200/a5ce96d6555ac13d67eb6b9000a944f3/20_14_0154-8-_Bundesverband-der-Arzneimittel-Hersteller-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974276/f6bd4ea09d3f915d45752006b17b52d8/20_14_0154-9-_Akzept-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974428/7beea3b86ce0a532887288ac21d297e0/20_14_0154-10-_Dr-Bernd-Werse_Cannabis-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974438/821ee52941b81ab9ee546a780efbb224/20_14_0154-11-_Bundesaerztekammer_Cannabis-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974432/af80d1d074c1a704909754669966dbd7/20_14_0154-12-_Schildower-Kreis_Cannabis-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974430/d755cf16340d06722b0c99c38d28cf8a/20_14_0154-13-_Verband-der-Cannabis-Versorgenden-Apotheken-e-V-_Cannabis-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974436/766adc900105e4b452bbcbf6eaddcf5e/20_14_0154-14-_Arbeitsgemeinschaft-Cannabis-als-Medizin-e-V-_Cannabis-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974712/dc83bce426a53e2bfb8a78f2b5ce73a9/20_14_0154-15-_Bundesverband-der-Pharmezeutischen-Industrie-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974710/9d84a1376a72a929cf7d98a3d3be3722/20_14_0154-16-_Gruene-Hilfe-Netzwerk-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974708/03d38bd7c04a24c042b873d98879c269/20_14_0154-17-_Deutscher-Richterbund_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974706/b80863dc2d039622752ac607bfa95dff/20_14_0154-18-_Bund-Deutscher-Cannabis-Patienten-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974716/b33940427263c6b6eb3260813404478b/20_14_0154-19-_Dr-Jakob-Manthey_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974714/0bc3dac82f7866ca67731379a668b07d/20_14_0154-20-_Deutsche-Gesellschaft-fuer-Suchtmedizin_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974726/42450ea7460550ae72fdd04283ec0630/20_14_0154-21-_Bundesarbeitsgemeinschaft-Kinder-und-Jugendschutz_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974816/35d231c5a9a27b7ba828c816b09244b6/20_14_0154-22-_PHAGRO-Bundesverband-des-pharmazeutischen-Grosshandels-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974814/c9f13d4f36a7b3ef8af7bb95456424ca/20_14_0154-23-_GKV-Spitzenverband_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974812/57aa6bd3d55eb16013027f9138f6eb03/20_14_0154-24-_Dr-Constantin-von-der-Groeben_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974810/71bc11ca609ad20e3d1816a7fafe5d91/20_14_0154-25-_Deutsche-Polizeigewerkschaft_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974830/af5219ddb0eb86dec8cceb4825f716b6/20_14_0154-26-_Deutsche-Hauptstelle-fuer-Suchtfragen-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974832/f3e278279dcf120ee285620d7cd455bd/20_14_0154-27-_Deutsche-Gesellschaft-fuer-Psychiatrie-und-Psychotherapie_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974860/fce3f6fe37c12a8bf5a143e30cef1b55/20_14_0154-28-_Bundesverband-pharmazeutischer-Cannabinoidunternehmen-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974864/eb3d418d6d26c764e61f7606460bfde3/20_14_0154-29-_Gemeinsame-Stellungnahme-dgkjp-bagkjpp-dgkj-bkjpp_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975018/daaa7e58cf7dc8f24c1aba4c0817c799/20_14_0154-30-_Deutsche-Gesellschaft-fuer-Kinder-und-Jugendmedizin-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975016/abdf4165a7e846fb9a936a1d850230ef/20_14_0154-31-_Gewerkschaft-der-Polizei-Bundesvorstand_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975014/087289b86a5aeef91ccfe9dd749680b7/20_14_0154-32-_Bundesvereinigung-Deutscher-Apothekenverbaende-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975012/3e87db3cc9330c2389077a0b12bc57d7/20_14_0154-33-_Dachverband-Deutscher-Cannabis-Social-Clubs_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975020/0be2fe02eeb2ac8b00e4a9b769e30bce/20_14_0154-34-_Deutscher-Hanfverband_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975112/d9437ceecbe10916da17c2c401c9349b/20_14_0154-35-_Republikanischer-Anwaeltinnen-und-Anwaelteverein-e-V-_Cannabis_nicht-barrierefrei-data.pdf


Cannabisgesetz wird erst in 2024 verabschiedet…



Es bleibt spannend…und nervig!



Die Meinungsführer:innen schaffen Meinigungen…



EU Drug Market: Cannabis — 
In-depth analysis

16.11.2023
•Cannabis remains the most consumed illicit drug in Europe with very 
high levels of availability, despite record quantities seized.
•The potency of traditional cannabis consumer products, namely 
herbal cannabis and cannabis resin, has increased significantly over the 
past 10 years.
•The emergence of new consumer products, based on naturally 
occurring, semi-synthetic or synthetic cannabinoids, poses a growing 
threat.
•The illicit cannabis market is resilient and innovative. It is largely 
controlled by highly organised criminal networks who cooperate and 
outsource services in addition to exploiting and driving some of the 
high demand for the drug.
•The profitability of the illicit cannabis market creates significant 
security threats, including the spread of corruption and violence and 
the undermining of legitimate business activity by organised criminal 

networks.



Keine Cannabislegalisierung zu Weihnachten…

Kirsten Kappert-Gonther

@KirstenKappert

Dec 2

Es ist außerordentlich bedauerlich, dass 
#Cannabis bisher nicht auf der 
#Tagesordnung steht. Eine Aufsetzung 
wäre möglich gewesen. Wichtig: Das im 
Entwurf vorgesehene Inkrafttreten zum 
1. April kann aber auch bei einer 
Aufsetzung Anfang des Jahres erreicht 
werden!
Bündnis90/Grüne, Vorsitzende des 
Gesundheitsausschusses des Bundestags

    Dirk Heidenblut, SPD drogenpolitischer Sprecher

    am 2. Dezember 2023

https://twitter.com/KirstenKappert/status/1730952702937452560
https://twitter.com/hashtag/Cannabis?src=hashtag_click
https://twitter.com/hashtag/Tagesordnung?src=hashtag_click


Cannabislegalisierung mit Handbremse…



Stimmungsmache von Bremsern…und Versprechen der Fraktion

Statement von Dagmar Schmidt und Dirk 
Wiese
Das Cannabis-Gesetz kommt
Der Cannabis-Gesetzentwurf soll zeitnah in 
2024 vom Bundestag verabschiedet werden, 
sagen die stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden, Dagmar Schmidt und 
Dirk Wiese.   5.12.2023

Der SPD-Innenpolitiker 
Sebastian Fiedler hat die 
Ampel-Fraktionen im 
Zuge der geplanten 
Cannabis-Legalisierung 
kritisiert. (…) "Wenn das 
Gesetz unverändert so 
bliebe, würde ich mit 
Nein stimmen.“
05.12.2023 -
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